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Fackelzug der SPÖ Wiener
Neustadt!

28. April, ab 20 Uhr



Veranstaltungen am 1. Mai:

Sektion 2: „Platzlfest“
Theater Garage
Beginn: 10 Uhr

Sektion 5: Pottendorfer Straße 42
Beginn: 11 Uhr
Live-Musik mit Willi & W ickerl

Sektion 6: Volksheim Döttelbachsiedlung
Beginn: 10 Uhr

Sektion 7: Sektionslokal, Matth. Schönerer-
Gasse 10
Beginn: 10 Uhr

Sektion 9: Schnitzelessen
Ungarvierler Zentrum
Beginn: 10 Uhr

Sektion 10: Sektionslokal, Obstgasse 88
Beginn: 10 Uhr

Sektion 12: Kinderrätselrallye
Club Zehnerviertel, Emmerberg-
gasse 9
Beginn: 10 Uhr

Sektion 13: Schnitzelessen mit Live-Musik
Anton Afritsch-Heim

Beginn: 10 Uhr
Sektion 14: Radwandertag und Grillfest

Spielplatz Heideansiedlung
Beginn: 9 Uhr

Sektion 15: Frühschoppen
Sportanlage Flugfeld
Beginn: 10 Uhr

Sektion 17: Weckruf im Ungarviertel
Beginn: 6.30 Uhr

Sektion 18: Hans Barwitzius-Volksschule
Beginn: 10 Uhr

Sektion 19/8:
Wiener Neustädter Stadion
Beginn: 10 Uhr

Sektion 21: Schnitzelessen
R. Kumbeingasse 12
Beginn: 10 Uhr

weiterer Termin:

Sektion 16:
13.5. Mostheuriger

Felixdorfer Gasse 17
Beginn: 10 Uhr
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editorial: inhalt:
Liebe Leserinnen,
liebe Leser!

Die kommenden Nationalratswahlen, die aller V oraussicht nach im
Herbst stattfinden, werden für die Zukunft Österreichs ent -
scheidend sein. Der Terminus „Schicksalswahlen“ wurde in den
letzten Jahren beinahe inflationär benutzt, noch nie war er so
treffend wie im heurigen Jahr .

Die Bilanz der schwarz-blau/orangen Bundesregierung ist eine
Bankrotterklärung der handelnden P ersonen: die höchsten
Arbeitslosenzahlen seit 1945, ein vor dem Bankrott stehendes
Gesundheitssystem, Kaputtsparen im Bildungsbereich, der höchste
Schuldenstand in absoluten Zahlen, u.v.m.

Diese kurze Aufzählung ließe sich beinahe unbegrenzt fortführen
und würde den Rahmen dieses Editorials sprengen. Kanzler
Schüssel negiert diese Fakten bei jeder sich ihm bietenden
Gelegenheit. Maßnahmen, die diese Probleme lösen oder auch nur
mildern könnten, wurden bis dato kaum gesetzt, auch lässt die
Bundesregierung kreative Lösungsansätze vermissen. Sich auf eine
schlechte Konjuktur oder W eltwirtschaftlage zu berufen, ist
zuwenig.

6 Jahre Kanzler Schüssel sind genug!

Die Alternative zu dieser Belastungspolitik ist die SPÖ mit Alfred
Gusenbauer als Kanzler. Er steht für eine P olitik, in der der Mensch
im Mittelpunkt steht. Er steht für beste Ausbildung, eine leistbare
und gesicherte Gesundheitsversorgung und sichere Pensionen. Er
steht  für eine P olitik der fairen Chancen für alle. V or allem aber
steht er für eine P olitik mit V isionen für die Zukunft Österreichs.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben die Medien,
das Fernsehen, die Tages- und Wochenzeitungen nicht auf unserer
Seite. Aber wir haben einen entscheidenden Vorteil gegenüber
dieser abgehobenen „Jet-Set“-R egierung: Wir haben unsere Ohren
beim Volk, wir verstehen die Sorgen und Anliegen der Österreiche-
rinnen und Österreicher. Diese sind der Auftrag für uns, dieser
unsäglichen schwarz-blau/orangen Koalition ein Ende zu bereiten.

Unterstützen Sie unseren Spitzenkandidaten Alfred Gusenbauer
und sein Team - für ein Österreich mit Zukunft und V isionen!

GR Andreas Krenauer
SPÖ-Klubobmann
andreas.krenauer@wiener-neustadt.at

Seit 1. März gibt es den „Bernhard Müller Sozialfonds“ -
nähere Infos zu der Aktion finden Sie auf den Seiten 6
und 7.
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NP: Herr Bürgermeister , wie
bewerten Sie Ihre bisherige
Amtszeit?

MÜLLER: Die ersten Monate waren
naturgemäß sehr turbulent, gleich -
zeitig aber auch sehr spannend.
Meine Ausgangssituation beim
Antritt war keine einfache, aber ich
habe die Herausforderungen gerne
und mit großem Enthusiasmus
angenommen. Und ich denke, die
ersten Erfolge können sich durchaus
sehen lassen.

NP: Können Sie die wichtigsten
Highlights nennen?

MÜLLER: Das Entscheidende ist
wohl, dass wir die Budgetkon-
solidierung eingeleitet haben. Die
Trendwende ist gelungen. Durch
mehr als 200 verschiedene
Reformmaßnahmen konnte die
Neuverschuldung um rund 30
Prozent bzw. 9 Millionen EUR
reduziert werden. W ichtig war auch
die Rückgabe der Ressorts an die

ÖVP, der Aufnahmestopp in der
Stadtverwaltung, die Eröffnung des
neuen Bahnhofes Mitte Dezember,
die personelle Umgruppierung im
Stadtsenat, die temporäre Öffnung
des Ringes und die Aufnahme von
zusätzlich acht Lehrlingen Anfang
Februar. Ebenso nennen möchte ich
die Gründung des Integrations-
beirates und natürlich die
Installierung des Fachgremiums zur
Umsetzung der SOLVE-Studie und
der Mitarbeiterbefragung im
Krankenhaus sowie die Eröffnung
von Dermatologie und Neuro-
chirurgie am 4. März.

NP: Nun kurz zur SPÖ. Bei der
Stadtkonferenz wurden sie mit
tollen 92,8 Prozent der Dele-
giertenstimmen zum P arteivor-
sitzenden gewählt. Glücklich?

MÜLLER: Selbstverständlich. Das
große Vertrauen der Basis hat
unglaublich gut getan und mir
gezeigt, dass ich am richtigen Weg
bin. Und ich werde mein Bestes

geben, um die Menschen
innerhalb und außerhalb
unserer Bewegung nicht zu
enttäuschen.

NP: Manche Medien haben
im Vorfeld der Konferenz
parteiinterne Unstimmig-
keiten kolportiert. W as war
dran?

MÜLLER: Klar ist, dass
Veränderungen, vor allem
auch personeller Natur,
nicht immer friktionsfrei
ablaufen. Das war auch
unter Barwitzius, Kraupa,
Wittmann und Dierdorf so.
Klar ist auch, dass wir eine

demokratische Partei sind, wo
jeder seine Meinung sagen darf.
Und klar ist zum Dritten, dass sich
ein Bürgermeister und Parteivor-
sitzender sein Team selbst aus-
suchen können muss. Ich sage: Alle,
die ausgeschieden sind, haben
Tolles für die Stadt und die SPÖ
geleistet. Mit allen, die neu dabei
sind, werden wir noch viel Freude
haben.

NP: Nun zu einem anderen
Thema, dem von Ihnen initiierten
„Sozialfonds“. Da gab es ja unver -
ständlicherweise sogar Kritik von
einzelnen Oppositionspolitikern.

MÜLLER:  Das hat auch mich einig-
ermaßen überrascht. Es ist schon
beachtlich, wie man eine private
Sozialinitiative schlecht bzw . ver -
ächtlich machen kann, wie das
Kollege Ferstl mehrfach versucht
hat. Immerhin spende ich fast ein
Drittel meines Nettobezuges als
Bürgermeister für W iener Neu-
städterinnen und Wiener Neu-
städter, die in Not geraten sind.
Aber ich bin darüber nicht ent -
täuscht, sondern ich lade die
christlich-sozialen Politiker der ÖVP
herzlich ein, es mir nach zu
machen. Die ersten Reaktionen aus
der Bevölkerung, ablesbar auch an
den unzähligen Leserbriefen, waren
jedenfalls überaus positiv . Und das
ist für mich das Einzige was zählt.

NP: Wie ist eigentlich Ihr
Verhältnis zu den anderen
Fraktionen?

MÜLLER: Grundsätzlich muss ich
sagen, dass es nicht schlecht funk-
tioniert. Mit ÖVP-V izebürgermeister
Dr. Stocker treffe ich mich in der
Regel alle drei W ochen und
bespreche wichtige Politikfelder .
Das passt gut. Auch die Grünen sind
über weite Strecken an einer kon -
struktiven Oppositionsarbeit im
Gemeinderat interessiert. Etwas

„Die ÖVP kann es mir      gerne nachmachen!“
Bürgermeister Müller über seine Bilanz, notwendige            Veränderungen und die nächsten Projekte
Seit Ende Oktober 2005 ist Wiener Neustadts Bürgermeister Bernhard
Müller nun im Amt. In dieser kurzen Zeit hat er schon zahlreiche
„heiße“ Eisen angepackt und - im Interesse der Stadt - auch vor
unpopulären Maßnahmen nicht zurück geschreckt. Die „Neustädter
Perspektiven“ baten ihn zum großen Interv iew.
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      gerne nachmachen!“
           Veränderungen und die nächsten Projekte

enttäuscht hat mich die Aussendung
von FPÖ-Mandatar Weiss anlässlich
des FPÖ-Volksbegehrens. Das
Niveau war schlichtweg katas-
trophal, ich hätte ihm diese Diktion
niemals zugetraut. Naja, und
Wolfgang Haberler ist eben
Wolfgang Haberler. Spannend finde
ich, dass er zu allem und jedem
einen Beirat verlangt, es aber nicht
einmal schafft, zu regulären
Ausschuss-Sitzungen zu kommen.
Ein Gemeindepolitiker sollte da
schon verantwortungsbewusster
agieren, er wird ja schließlich auch
von den Bürgerinnen und Bürgern
bezahlt.

NP: Nun zum Kr ankenhaus: Wie
geht's mit dem Spital jetzt
generell weiter?

MÜLLER: Das bereits zuerst
erwähnte Fachgremium wird, be-

gleitet vom städtischen K ontrollamt
und der kollegialen Spitalsführung,
rasch erste Ergebnisse liefern und
verschiedene SOLVE-Maßnahmen
und Vorschläge der Bediensteten
sukzessive umsetzen. Parallel dazu
wird es die Machbarkeitsstudie zur
Zusammenarbeit mit Neunkirchen
und dem LKH Grimmenstein geben
sowie weitere Gespräche mit dem
Land NÖ bzw. dem NÖGUS. Auch die
Angebote privater, strategischer
Partner werden weiter sondiert.
Ziel ist es, bis spätestens Ende des
Jahres zu wissen, wohin die Reise
geht. Was man jetzt schon sagen
kann, ist, dass es eine neue Struk-
tur im Krankenhaus geben muss.
Das derzeitige, äußerst ungerechte
und auf dem Rücken der Städte
konstruierte Finanzierungsmodell
ist für uns und alle anderen
Kommunen an sein Ende gelangt.

NP: Ein Exkurs in die
Bundespolitik: Wie sehen Sie die
Vorkommnisse bei der BA WAG und
im ÖGB?

MÜLLER: Vorweg möchte ich einmal
betonen, dass die BAWAG/PSK gut
dasteht und wirtschaftlich gesund
ist. Aus diesem Grund sind auch
keine Spareinlagen gefährdet. Das
ist für mich einmal das W ichtigste.
Was nun die Spekulationsgeschäfte
der Vergangenheit betrifft, wird ja
gerade eine gerichtliche
Vorgangsweise gegen die
ehemaligen Manager geprüft und
eingeleitet - das ist auch gut so!
Und der ÖGB hat in den letzten
Wochen einen klaren Schlussstrich
gezogen; sowohl personell, als auch
inhaltlich. P räsident Verzetnisch
hat mit seinem Rücktritt großes
politisches Rückgrat bewiesen.
Entscheidend wird sein, dass der-
artige Spekulationen - bei welchen
österreichischen Banken auch
immer - in Zukunft verhindert
werden. Denn sonst leidet unser
gesamter Finanzstandort.

NP: Letzte Fr age: Wie sehen die
nächsten Monate in Wiener
Neustadt aus?

MÜLLER: Mit Sicherheit sehr
interessant. So wird zum einen die
neue Unterführung in der
Neunkirchner Straße für den
Verkehr frei gegeben, ein
Jahrhundertprojekt. Dazu kommen
zusätzliche Initiativen, um die
Sicherheit in der Innenstadt
anzuheben, wie zum Beispiel ein -
heitliche Schülerausweise. Auch
der Frage der weiteren
Attraktivierung der Innenstadt wird
große Aufmerksamkeit geschenkt,
Stichwort: Parkraumbewirtschaft-
ung. In diesem Zusammenhang
steht auch mein Auftrag zur
Entwicklung eines Tourismuskon-
zeptes für die Stadt. Und es wird
einige soziale Schwerpunkte geben,
wie beispielsweise den „Sozial-
markt“. Auch der Beirat für
Betriebsansiedelungen und Stadt-
entwicklung wird am 3. Mai
gegründet, und die Sportplatz-
rochade wird finalisiert.
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bernhard müller sozialfonds

Bernhard Müller zeigt
Neuer Sozialfonds des Bürgermeisters: Der SP-Chef                spendet EUR 10.000,-- jährlich aus seinen Bezügen
Mit einer persönlichen Geste aller
erster Güte überraschte Bürger-
meister Bernhard Müller am
Aschermittwoch die Öffentlichkeit.
Pro Jahr wird das Stadtoberhaupt ab
sofort einen nach ihm benannten
„Sozialfonds“ mit EUR 10.000,--
dotieren und die Summe kurz vor
Weihnachten an sozialbedürftige

Menschen ausschütten.
Das Geld stammt von seinen
Bezügen als Bürgermeister. Ein
eigens gebildeter, überparteilicher
Beirat entscheidet autonom über
die Mittelvergabe. 
Die organisatorische Abwicklung
des Sozialfonds obliegt der
Volkshilfe Österreich.

Wer es dem Stadtoberhaupt nach-
machen und in den Fonds einzahlen
möchte, dem steht dafür folgende
Bankverbindung zur Verfügung:
BA/CA, BLZ 12000, Kontonummer
52348038301. 
Weitere Infosn gibt's unter 373-301
bzw. sozialfonds@wiener-neu-
stadt.at.

„Die Armut von Leuten,
die unter sozialen
Härtefällen leiden, die
sich aber nicht vordrängen
und daher auch oft nicht
offiziell bekannt sind,
steigt. Deshalb halte ich
diesen Fonds für wichtig.“

Pater Johannes Vrbecky,
Neukloster-Pfarrer

„Ich halte die Initiative
für absolut begrüßens-
wert. Aufgrund der
Politik der R egierung
wird sowas leider immer
notwendiger. Bernhard
Müller sollte vielen ein
Vorbild sein.“

Ilse Klein,
Bezirksstellenleiterin NÖGKK

„Ich bin überzeugt, dass
die Schaffung dieses
Solidaritätsfonds der
sozialdemokrat ischen
Gesinnung Bernhard
Müllers entspricht,
Menschlichkeit und
Solidarität zu zeigen.“

Johannes Winkler,
Musiklehrer

„Mit Bernhard Müller
haben wir einen Bürger-
meister, der keine leeren
Versprechungen macht,
sondern handelt. Der
Sozialfonds zeigt einmal
mehr sein persönliches
Engagement.“

Sissy Lackner,
Studentin

„Die Art und Weise wie
die Opposition versucht,
in dem Fonds die Ban-
krotterklärung Neustadts
als Sozial-hauptstadt zu
sehen, zeigt nur deren
momentane Orientier-
ungslosigkeit.“

Josef Rosecker,
Pensionist

„Mit diesem Schritt hat
Bernhard Müller einmal
mehr gezeigt, wie
wichtig ihm diese Stadt
und die Menschen sind.
Jemand, der Politik so
selbstlos lebt, verdient
unsere Hochachtung.“

Bernhard Göss,
Chemielaborant

„Der Sozialfonds, gespeist
aus dem Einkommens
eines öffentlichen Fun-
ktionärs, ist dazu be-
stimmt, Not leidenden
Menschen finanziell unter
die Arme zu greifen - ein
Akt der Solidarität“

Prof. Karl Flanner,
Historiker

„Der Versuch der
Opposition, den Sozial-
fonds des Bürgermeisters
schlecht zu reden, wird
von den Neustädtern
absolut nicht verstanden.
Sie sollte den Fonds lieber
unterstützen.“

Friedrich Holzgethan,
Schulwart
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t soziales Herz!
           spendet EUR 10.000,-- jährlich aus seinen Bezügen

Reaktionen zum „Bernhard Müller Sozialfonds“

Die Gründung des „Bernhard Müller Sozialfonds“ hat ein enormes Echo in der Bevölkerung ausgelöst. Die
„Neustädter P erspektiven“ haben einige Statements für Sie zusammengetr agen - nachzulesen auf dieser
Doppelseite.

„Bernhard Müllers Sozial-
fonds ist eine exzellente
Idee. Obwohl er es sich
leicht machen könnte, ist
er bereit, für W iener
Neustadt auch selbst
Opfer zu bringen. Das
finde ich vorbildhaft.“

Dr. Michael Bleyer,
Wirtsch.informatiker

„Bernhard Müller kann mit
diesem Sozialfonds Men-
schen, die in Not geraten
sind, unbürokratisch hel-
fen. Ich hoffe, dass auch
viele andere in den Fonds
des Bürgermeisters ein-
zahlen.“

Ursula Pfannhauser,
Krankenhaus-Bedienstete

„Der von Bernhard Müller
eingerichtete Sozialfonds
zeigt, dass ihm die sozial
Benachteiligten am
Herzen liegen. Es handelt
sich um keinen Werbe-
gag, sondern um eine
soziale Errungenschaft.“

Max Huber,
Buchhändler

„Als ich vom Sozialfonds
gehört habe, war ich
begeistert. Als ich dann
die Kritik der Opposition
gehört habe, hat mich das
sehr getroffen. Immerhin
geht’ s hier um Not
leidende Menschen.“

Christian Slovak,
Elektriker
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ögb/bawag

Der ÖGB hat in den vergangenen Wochen
einen klaren Schluss-Strich unter die
Vorkommnisse rund um die BAWAG/PSK
gesetzt. Nachdem der langjährige ÖGB-
Präsident freiwillig aus seinem Amt
geschieden ist, wurde binnen kürzester
Zeit Rudolf Hundstorfer zu seinem
Nachfolger bestellt (Lebenslauf siehe
oben).
Außerdem wird der Gewerkschaftsbund
in den nächsten Monaten über einen teil -
weisen oder kompletten V erkauf der
Bank entscheiden. Die entsprechenden

Schritte wurden bereits eingeleitet.
Klar ist auch, dass bei der BAWAG/PSK
keine Gefahr für die Spareinlagen
besteht oder jemals bestanden hat. Alle
Verluste sind längst in den Bilanzen auf -
gearbeitet. Gegen die verantwortlichen
Ex-Chefs der Bank wurden gerichtliche
Schritte eingeleitet.
Bleibt nur noch die Frage, warum
Finanzminister Grasser nach der Prüfung
durch die Finanzmarktaufsicht im Jahr
2001 keinerlei Maßnahmen in Richtung
Aufarbeitung der Probleme gesetzt hat.

Klarer Schluss-Strich der Gewerkschaft

• Geburtsdatum: 19.9.1951
• erlernter Beruf: Kanzleibediensteter
• Berufslaufbahn:
1966-1969: Kanzleilehrling beim Magistrat der Stadt W ien
ab 1969: Kanzleibediensteter, später Verwaltungsbediensteter
1967-1971: Jugendvertrauensmann
1971-1975: Obmann des Jugendausschusses der Gewerkschaft der
Gemeindebediensteten (GdG)
1975-1982: Jugendreferent in der GdG
1983-1987: Organisationsreferent der GdG
1987-1999: Leitender Referent der GdG
seit 1990: Landtagsabgeordneter und Gemeinderat in Wien
seit 1995: Erster Gemeinderatsvorsitzender
seit 1998: Vorsitzender der Landesgruppe Wien der GdG
seit 1999: stv. Vorsitzender der GdG
seit 2001: geschäftsführender Vorsitzender der GdG
seit 2003: Vorsitzender der GdG
seit 2003: Vize-Präsident des ÖGB
seit 27. März 2006: geschäftsführender Präsident des ÖGB

Zur Person: Rudolf Hundstorfer

ÖVP/BZÖ in „Hypo Alpe Adria“ verstrickt!
Wie SPÖ-Budgetsprecher Christoph
Matznetter (Bild unten) Anfang
April aufdeckte, ist die BA WAG/PSK
nicht die einzige österreichische
Bank, die in den letzten Jahren mit
riskanten Spekulationsgeschäften
hunderte Millionen Euro verloren
hat. Auch die Kärntner „Hypo Alpe
Adria“ verspekulierte sich an den
globalen Finanzmärkten.
Matznetter: „Gemessen am Eigen-
kapital der Hypo Alpe Adria geht es
hier wohl um den größten Banken-
skandal in Österreich. Vor allem auch
deshalb, weil die Bank kleinen
Sparern eine so genannte ‘Wandel-

anleihe’ verkauft hat, um so an Geld
für die Verlustabdeckung zu kom-
men. Das Geld, das durch diese
Anleihen hereinkam, musste
zusätzlich zur Finanzierung von
Prestigeprojekten des Kärntner
Landeshauptmannes Jörg Haider
herhalten.“
Die Eigentümer-Struktur der Bank
spricht eine eindeutige Sprache:
Das Land Kärnten hält 49,4 Prozent
der Anteile, die Grazer W echsel-
seitige 45,6. „Haider sitzt hier in
allen Gremien außerdem noch die
Creme de lá Creme der steirischen
ÖVP - wie etwa Bauernbundchef

Grillitsch und die Frau von
Wirtschaftsminister Bartenstein.
Diese Bankenkonstruktion kann als
ein Spiegelbild der österreichischen
Bundesregierung unter Schüssel
gesehen werden“, so der SP-
Budgetsprecher.
Um die Vorgänge bei der „Hypo Alpe
Adria“ vollständig aufzuklären, sind
die Wirtschaftspolizei, die Staats-
anwaltschaft und die Finanzmarkt-
aufsicht bereits eingeschaltet und
haben die Ermittlungen aufgenom-
men.
Matznetter: „Die Bilanzen haben wohl
nicht den Gesetzen entsprochen!“
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Stadtkonferenz: Partei geschlossen hinter Müller
Bürgermeister mit knapp 93 % zum neuen Stadtpartei-Vorsitzenden gewählt
Bei der Stadtkonferenz Mitte F ebruar präsentierte sich die Wiener Neustädter SPÖ geschlossen wie selten
zuvor und setzte ein klares Signal. Bernhard Müller wurde mit einer überwältigenden Mehrheit von 92,8
Prozent der Delegiertenstimmen zum neuen Stadtpartei-V orsitzenden gewählt. Er folgte damit Traude
Dierdorf. Im Rahmen der Stadtkonferenz präsentierte nicht nur der neue V orsitzende seine V orstellungen und
Ideen, sondern auch Alfred Gusenbauer hielt ein Grundsatzrefer at. Als „Dankeschön“ für fast 31 Jahre Einsatz
im Gemeinder at wählte die P artei schließlich noch V izebürgermeister a.D. P eter Geyer zu ihrem
Ehrenvorsitzenden. Die „Neustädter P erspektiven“ blicken mit den besten F otos auf den Abend im ÖGB-
Zentrum zurück.



10

n e u s t ä d t e r

perspektiven Nr. 1/2006

vermischtes

Zu einem großen Triumph für die Sozialdemo-
kratischen Gewerkschafter wurde die W ahl zu
den Personalvertreteraussschüssen der Ge-
meinde Wiener Neustadt am 8. und 9. März
2006.
In der Hoheitsverwaltung besetzt die FSG alle 11
Mandate, ebenso in der WNSKS, MA13 und
„Aqua Nova“. Besonders erfreulich ist auch das
Ergebnis im Krankenhaus. 
Obwohl die ÖVP-Liste „Wir für Euch mit Dr .
Deimel“ im V orfeld der W ahl massiv die
Beschäftigten verunsicherte, setzte es einen
grandiosen Erfolg. Deimel, schwarzer
Gemeinderat in Baden, verlor ein Mandat an
Peter Cerwenka und Fritz Fuchs, im Ausschuss
steht es jetzt 13 zu 2. Da aber die ÖVP in
Niederösterreich offensichtlich das V erlieren
nicht gewohnt ist, beeinspruchte sie umgehend
das Wahlergebnis wegen angeblicher
„Formalfehler“. 
Das ist zwar ihr gutes Recht, nur helfen wird es
den Konservativen wenig. Denn entweder wird das
Ergebnis bestätigt, oder aber es gibt ein weiteres
Debakel bei einer allfälligen Neuwahl. W ie sagt man
so schön: Selber schuld!

Gewerkschafts-Wahlen:
ÖVP als schlechter Verlierer!

Einen parteiübergreifenden
Konsens bei den „Richtlinien
über Veröffentlichung von
Immobilienverkäufen“ erzielte
vor kurzem SP-Vizebürger-
meister Wolfgang Trofer. Der
für Wohnbau und Immobilien
zuständige Stadt-rat wörtlich:
„Durch die Richt-linien soll die
bestmögliche Verwertung der
Grundflächen ermöglicht
werden.“

Immobilien: Konsens durch Trofer

Große Auszeichnung für Niederösterreichs
Arbeiterkammer-Präsidenten Josef Staudinger.
Bundespräsident Heinz Fischer überreichte ihm
vor kurzem das „Große Goldene Ehrenzeichen
für Verdienste um die Republik Österreich“. Die
„Neustädter Perspektiven“ gratulieren dem
engagierten Arbeitnehmerver-treter dazu recht
herzlich.

GR Windbüchler, 9. F ebruar
2006, Homepage der Grünen
Wiener Neustadt www .wn.
gruene.at, zum Thema „100
Tage Bürgermeister Müller“: 

„Gespräche hat es gegeben,
unterschiedliche Meinungen
wurden akzeptiert. Das über -
alterte K onzept der sozialdemo-
kratischen Mehrheitspartei,
über die Köpfe der anderen
hinweg zu entscheiden, weil

ihre Mehrheit einfach da ist, ist
teilweise zurückgegangen. Z.B
versucht die Sozialstadträtin
Puschnig engagiert ihr Ressort
gut und vor allem gemeinsam
mit anderen Parteien und
Institutionen zu führen. Dazu
gehören die neu installierten
Gremien des Integrations-
beirates und Sozialbeirates,
oder ein überparteiliches
Frauenfest zum Internationalen
Tag der Frauen.“

Da schau’ her: Grünes Lob!

• Müller gewählt
Bei der Jahreshauptver-
sammlung der Sektion 1 am
17. Februar im Ungarviertel-
zentrum wurde Bürgermei-
ster Bernhard Müller einstim-
mig zum neuen Vorsitzenden
gewählt. Er löste damit Na-
t i ona l ra t sabgeo rdne ten
Peter Wittmann ab, der
seinerseits zum Ehrenvor-
sitzenden der Sektion und
stellvertretenden V orsitzen-
den gewählt wurde.

• Handymasten
Nachdem die Beschwerden
von Anrainern wegen der
Errichtung geplanter Handy-
masten in Wiener Neustadt in
den letzten W ochen wieder
zugenommen haben, lud
Umwelt-Stadtrat W olfgang

Mayerhofer am 10. April zu
einem Gipfelgespräch mit
den Mobilfunkbetreibern ins
Rathaus. Mayerhofer: „Mein
Ziel ist eine für W iener
Neustadt maßgeschneiderte
Lösung.“

• Direktoren-Gipfel
Bei einem „Runden Tisch“ mit
den Direktoren der Höheren
Schulen erörterte Bürger-
meister Bernhard Müller am
22. Februar Möglichkeiten,
wie man Schülerausweise fäl-
schungssicherer machen könn-
te. Dazu das Stadtoberhaupt:
„Es hat viele interessante
Vorschläge gegeben. Bis Ende
April wollen wir gemeinsam im
Interesse der Sicherheit eine
einheitliche Lösung für W iener
Neustadt finden.“

Stadtnotizen
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Name: Mag. Anton Faber
Geb.Dat.: 12.12.1967
Familie: verheiratet, 1 Sohn (5)
abg. Ausbildung: Studium der
Geschichte und Philosophie
Beruf: Historiker/Geschäftsführer
der SPÖ Wiener Neustadt
Hobbys: Sport, Lesen
pol. Motto: Soziale Gerechtigkeit

Wordr ap:
• Wiener Neustadt: lebens- &
liebenswert
• SPÖ: meine politische Heimat
• ÖVP: war lange genug an der
Regierung
• Grüne: eine an sich konservative
Partei - will um jeden P reis mit der
ÖVPin die Regierung
• FPÖ: vertritt mit Sicherheit nicht
die Interessen der Arbeitnehmer
• WN Aktiv: führte einen Menschen
verachtenden GR-Wahlkampf
• Wolfgang Schüssel: war zu lange
Kanzler
• Alfred Gusenbauer: löst Schüssel
als Bundeskanzler ab
• Jörg Haider: im Moment politisch
bedeutungslos - zum Glück
• Alexander v .d. Bellen: passt
eigentlich nicht zu den Grünen
• H.C. Str ache: unkreativer
Populist

Wir stellen Ihnen die 26 SPÖ-Mandatare vor!
Neue Serie der „Neustädter Perspektiven“ - unsere P olitiker & ihre Meinungen
Ab sofort werden wir Ihnen in den „Neustädter P erspektiven“ in jeder Ausgabe einige der 26 Mandatare der
Wiener Neustädter Sozialdemokr aten vorstellen. Wir haben einen Fr agebogen ausgearbeitet, in denen die
Gemeinde- und Stadträte sowohl zu privaten als auch politischen Themen Stellung nehmen. So werden Sie die
Politiker besser kennen lernen, die für die Stadt und ihre Bewohner arbeiten.

Name: Major Horst Karas
Geb.Dat.: 6.5.1966
Familie: verheiratet, 2 K inder
(15,13)
abg. Ausbildung: Offiziersausbil-
dung an der MilAk
Beruf: Offizier
Hobbys: Sport, Lesen
pol. Motto: Lösung durch
Gesprächsbereitschaft

Wordr ap:
• Wiener Neustadt: modern, jung,
dynamisch
• SPÖ: die Zukunft
• ÖVP: Regierungswechsel wird
notwendig
• Grüne: gute Ansätze, Ökologie ist
ein wichtiger Teil, oft wider -
sprüchliche Aussagen
• FPÖ: Selbstzerstörung
• WN Aktiv: nicht mit Haberler
• Wolfgang Schüssel: ich will einen
neuen Kanzler
• Alfred Gusenbauer: hervor-
ragender Politiker , hat die Partei im
Griff und ist mein W unschkanzler
• Jörg Haider: an der Grenze zur
Lächerlichkeit
• Alexander v .d. Bellen: ver-
nünftiger Gesprächspartner
• H.C. Str ache: kein Kommentar

Name: Ingrid Weiss
Geb.Dat.: 22.10.1958
Familie: ledig
abg. Ausbildung: Handelsschule
Beruf: kfm. Angestellte
Hobbys: Lesen, Reisen, Kochen,
interessante Veranstaltungen
besuchen
pol. Motto: für die Chancengleich-
heit kämpfen

Wordr ap:
• Wiener Neustadt: einzige Stadt,
in der ich leben möchte
• SPÖ: Spiegel meiner Weltanschau-
ung
• ÖVP: Geld und Erfolg zählt mehr
als das Schicksal der Menschen
• Grüne: dem sozialen Gedanken
der SPÖ am nächsten stehend
• WN Aktiv: laut poltern, auch
wenn es zum Schaden anderer ist
• Wolfgang Schüssel: Egomane
• Alfred Gusenbauer: der nächste
Bundeskanzler
• Jörg Haider: wehe, wenn er los-
gelassen
• Alexander v .d. Bellen: zu wenig
Ecken und Kanten
• H.C. Str ache: junges Abziehbild
von Jörg Haider, mit noch weniger
Profil
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Die Arbeitslosigkeit in Österreich
und in Wiener Neustadt bricht alle
Rekorde. Ein Rekord allerdings,
auf den man nicht stolz sein k ann.
Die Verantwortung dafür trägt die
arbeitnehmerfeindliche P olitik
der schwarz-blau-or angen Bun-
desregierung.
Im AMS Wiener Neustadt waren
Ende Februar 2006, 4.727 Menschen
arbeitslos gemeldet. In P rozenten
ausgedrückt bedeutet das eine
Arbeitslosigkeit von fast zehn
Prozent.
Eine in der Zweiten Republik noch
nie vorhanden gewesene Anzahl von
Menschen befindet sich in unserem
Land seit der Machtübernahme
Wolfgang Schüs-sels auf Jobsuche.
Ein Vergleich der Jahresdurch-

schnittsarbeitslosigkeit zeigt deut-
lich, wer diese Misere zu verant -
worten hat:
1997, unter einer SPÖ geführten
Bundesregierung, befanden sich im
Jahreschnitt 2.944 Menschen im
Bereich des AMS Wiener Neustadt
auf Arbeitssuche.
2005, nach fünf Jahren ÖVP - FPÖ -
BZÖ, betrug die Arbeitslosigkeit im
Jahresdurchschnitt 3.960. Nicht zu
vergessen ist, dass es fast
monatlich in diesem Jahr einen
Konkurs bzw. eine Betriebs-
schließung oder Verlagerung eines
Unternehmens gab.
Vor kurzem berichtete die Tages-
zeitung „K urier“ in ihrer Ausgabe
vom 28. März 2006, dass in diesem
Jahr 2.000 Menschen bei den ÖBB

abgebaut werden sollen. 
Arbeit ist ein fundamentales
Menschenrecht, das diese Bundes-
regierung völlig negiert. Die ex-
plodierende Arbeitslosenrate lässt
besonders junge Menschen die
Hoffnung auf eine sozial abge-
sicherte Zukunft verlieren. Bei der
kommenden Nationalratswahl
haben wir die Möglichkeit einer
Politik zum Durchbruch zu ver -
helfen, die sich wieder um die
arbeitenden Menschen kümmern
wird. 
Die Übernahme des Kanzleramtes
durch die SPÖ bedeutet nicht nur
das politische Ende Schüssels,
sondern auch das Ende der hohen
Arbeitslosigkeit.            

von GR Mag. Anton Faber

Immer mehr Arbeitslose! Wechsel ist überfällig!

kommentar

Sozial statt neoliberal! von Abg. z. NR Dr. Josef Cap, gf. SP-Klubobmann

Betrachtet man die P olitik der schwarz-bunten
Bundesregierung seit dem Jahr 2000 und versucht sie unter
einem Nenner zusammenzufassen, kommt einem
unweigerlich ein Wort in den Sinn - neoliberal. Neoliberal
war die Pensionsreform, die vom Gedanken einer
Lebensstandardsicherung im Alter abgeht. Neoliberal war
die Steuerreform, die vor allem große K onzerne begüns-
tigt. W enig davon hatte der Mittelstand und die kleinen
und mittleren Betriebe. P ersonen mit Kleinsteinkommen
gingen überhaupt leer aus. Für die sei die Sozialpolitik
zuständig, lautete die zynische Antwort. Neoliberal waren
die Privatisierungen, wo Staatseigentum, ohne
Alternativen auszuloten, ohne den jeweils günstigsten
Zeitpunkt abzuwarten und ohne die Auswirkungen auf die
Bevölkerung zu bedenken, einfach verscherbelt wurde. Zu
dieser neoliberalen Politik gesellte sich P ostenschacher,
Untätigkeit - um nur zwei Beispiele zu nennen: in der
Bildungs- oder Frauenpolitik, politische Einflussnahme auf
Medien und eine Kulturpolitik nach dem Motto „Die Hand,
die einen füttert, beißt man nicht.“

Neoliberale Vorstellungen lassen sich jedoch nicht nur an
Hand einzelner Reformen zeigen, sie beschränken sich
nicht auf einzelne P olitikbereiche. Neoliberale P olitik zu
machen bedeutet, eine bestimmte V orstellung vom
Menschen, eine bestimmte Vorstellung von Gesellschaft
umzusetzen. Das Motto dabei lautet: „W as nichts kostet,
ist nichts wert!“ 
Jeder Bereich menschlichen Handelns muss ökonomischen
Überlegungen unterworfen werden. Menschlichkeit,
Solidarität und Mitgefühl werden durch Gewinn- und
Verlustrechnungen ersetzt. Daher spricht man folgerichtig
nicht mehr von Menschen, sondern von „Humankapital“.

Die Aufgabe des Staates
in einer solchen
Konzeption ist klar: Er
soll das Privateigentum
sichern und die recht -
lichen Rahmenbe-
dingungen für Unter-
nehmen garantieren.
Darüber hinaus gehende
Aktivitäten verzerren nur
den Wettbewerb.

Die Aufgabe der SPÖ ist
es, sich solchen Vorstellungen entgegen zu stellen. Im
Zentrum politischer Überlegungen muss der Mensch
stehen. Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik oder
Gesundheitspolitik dürfen sich nicht nur mit Zahlen, mit
Gewinnen und Verlusten, mit K osten befassen. Die
Menschen mit ihren Bedürfnissen müssen der Ausgangs-
punkt aller Überlegungen sein. Hinter jeder verpassten
wirtschaftspolitischen Maßnahme steht auch eine
Arbeitslose, der das Recht auf Arbeit verweigert wird.
Hinter jeder P ensionskürzung steht auch eine Pensionistin,
die weiter in Richtung Armutsgefährdung rutscht. Hinter
jeder Fehlplanung im Gesundheitswesen steht unter
Umständen ein Kind, das nicht die optimale Behandlung
erhält. Sozialdemokratische Politik bedeutet jedoch nicht,
vor den Herausforderungen der Zeit den Kopf in den Sand
zu stecken oder alte Patentlösungen zu präsentieren.
Sozialdemokratische Politik bedeutet, moderne Antworten
auf die Fragen der Zeit zu präsentieren. Sozialdemo-
kratische Politik bedeutet, den Mensch in den Mittelpunkt
zu stellen.
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Zeit zu teilen - Von der alltäglichen, in Zahlen gegossenen, Ungerechtigkeit

Wir leben in Zeiten, in denen Bank-Manager, die einen
Milliardenbetrag verspekulieren, mit fetten P ensionen und
lukrativen Nebenjobs versorgt werden (BAWAG) und
andere Bank-Manager 48 mal soviel verdienen wie der Rest
der Belegschaft (Erste Bank). Ebenso ist es heute möglich,
dass die ÖVP-BZÖ-Bundesregierung 30 Millionen Euro nur
für Eigenwerbung verschwendet, die Rekordarbeitslos-
igkeit im Februar 2006 aber rund 372.000 Menschen betraf.
Und es ist ebenfalls Teil unserer Gegenwart, dass
Primarärzte Mitleid erwarten, wenn sie gebeten werden,
sich in schwierigen Zeiten auf EINEN Reformjob zu konzen -
trieren und auf einen Teil des 5-stelligen Monatseinkom-
mens (!) zu verzichten. In solchen Zeiten stellt sich die
Frage nach der sozialen Gerechtigkeit. Vor allem dann,
wenn die öffentliche Hand immer mehr zum Sparen
gezwungen wird. Wobei „Sparen“ im schwarz-orangen
Österreich immer nur „weniger“ und nie „besser“ heißt. 
Hier muss man sich dem Spar-Dogma entgegen stellen.
Sparen ist gut, aber nur, wenn auch wirklich gespart wird,
und zwar von allen Betroffenen. Es kann nicht sein, dass
immer nur bei den Arbeitsplätzen, den Arbeitnehmer-
Innen-Einkommen, bei der öffentlichen Hand und im
Sozialbereich gespart (=reduziert) wird. 
Vor allem wenn immer gepredigt wird, es sei einfach kein
Geld vorhanden, muss Transparenz und Nachvollziehbar-
keit bei Einkommens- und Vermögensverhältnissen ge-
schaffen werden. Hier würde sich nämlich herausstellen,
dass nicht zu wenig Geld da ist, sondern, dass einfach nur
falsch (um)verteilt wird. Dazu ein paar Zahlen: Das
Wirtschaftswachstum in Österreich betrug 2005 laut
Nationalbank 1,9 %. Das Kapitalvermögen der Österreicher-
Innen stieg 2004 um 6,4 % auf 329,4 Milliarden Euro. Die
Produktionsleistung je Erwerbstätigen steigerte sich seit
2000 um 3,0 % je Jahr und liegt so durchschnittlich um 0,5
% über dem Durchschnitt der Vergleichsländer (Alois
Guger, 2005). 
Dem gegenüber stehen die ernüchternden Zahlen, dass die
Bruttolöhne- bzw. -gehälter der 30 % der Einkommensbe-
zieherInnen mit den geringsten Einkommen zwischen 1995
und 2001 um nur 1 % gestiegen sind. Hingegen die Ein-
kommen der 5 % mit den besten Einkommen um 23 %
gewachsen sind. Ebenso kommen 92 % aller Steuern in
Österreich aus den 200 Milliarden Erwerbseinkommen,
während nur 6 % aller Steuern von den 2.110 Milliarden

Geld- und Sachvermögen
stammen. Und Geldver-
mögen sind in den Jahren
1997 bis 2002 ja immerhin
um 22,4 % gewachsen.
Und was sich schließlich
hinter dem Mantra der
Bundesregierung „weniger
Staat, mehr privat“ ver -
steckt, kann man an
folgendem Bericht des
Rechnungshofes erkennen:
So gibt es seit dem Jahr
2000 mehr staatliche und
staatsnahe Unternehmen.
An sich ja nichts Schlechtes, wenn der Grund für die
Aufteilung der Staatsbetriebe in kleine Stücke nicht
folgender wäre: So wurden zwar 8 % aller Arbeitsplätze
vernichtet, aber in den letzten fünf Jahren 12 % (!) mehr
Vorstandsposten geschaffen, deren Gehälter zum Beispiel
in der ÖIAG um 58 % gewachsen sind (Kurier, 23. 12. 2005).
Hier wird der Inhalt des neoliberalen Neusprechs der
Bundesregierung und der Konzerne ersichtlich. In deren
Jargon heißt „Reform“ nicht „Besserung“, sondern
„Umverteilung“ und „Sparen“ nicht „Sparsamkeit“,
sondern den Vielen wegzunehmen, um den Wenigen zu
geben.
Wenn man sich all dies vor Augen führt, wird es ersichtlich,
dass es Zeit zu teilen ist, so wie Alfred Gusenbauer es
gesagt hat. Zum einen individuell bei jenen, die wahrlich
genug verdienen, in Form von Maßhalten und zum anderen
in Form neuer Politiken, die bewusst dieser Umverteilung
ins Handwerk pfuschen; durch neue Steuermodelle, durch
Einkommenstransparenz (wie z.B. in Schweden) und Stär-
kung der öffentlichen Hand.
All jenen, die sich hier festgesetzt und auch fettgefressen
haben und daher nicht Willens sind, neue Wege zu gehen,
sei eines gesagt: Es gibt ein Maß an Ungerechtigkeit, das
irgendwann nicht nur den Staat, sondern die Demokratie
generell delegitimiert. Dort hin sollten wir alle nicht
kommen wollen.

von Mag. Dr. Michael Rosecker

Am 13. Februar bekamen zwei verdiente Wiener
Neustädter Persönlichkeiten die zweit höchste
Auszeichnung der Stadt verliehen.
Gemeinderat a.D. Prof. Karl Flanner sowie Stadtrat a.D.
Lambert Zach wurden mit dem Ehrenring der Stadt
Wiener Neustadt ausgezeichnet.
Im Rahmen einer Feierstunde wurden die Leistungen der
beiden Ex-Mandatare gewürdigt. Vor allem der
unermüdliche Einsatz für ihre Heimatstadt wurde in den
Festansprachen hervorgehoben. Flanner und Zach sind
die Ehrenringträger 14 und 15 Wiener Neustadts.

Ehrenringe für Flanner und Zach
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Grundsätzlich hat sich die SP-
Stadträtin vier Ziele für ihre Arbeit
gesetzt:
1. bestmögliche Lebensqualität für
alle Bewohnerinnen und Bewohner
der Stadt schaffen
2. menschenwürdige Versorgung,
Pflege und Service sicher stellen
(von der „Babyklappe“ bis zum
Hospiz)
3. Hilfestellung und Beratung in
besonderen Situationen geben
4. Menschen zusammenführen (z.B.
Integration ausländischer Mitbür-
ger)

Der Sozialbereich
Dieser Teil des „Mammutressorts“
umfasst die Bereiche Stadtheim,
Essen auf Rädern, Seniorenklubs,
Seniorenpass, Subventionen und
den Sozialbeirat.
Puschnig: „Das Stadtheim ist nach
wie vor unser Vorzeigeprojekt, das
in den letzten Jahren ja kon -
tinuierlich ausgebaut und moder-
nisiert wurde. Der Bau eines
zweiten Stadtheimes kommt
momentan nicht in Frage - eine
weitere Ausweitung des Freizeit-
und Pflegeangebotes ist jedoch
angedacht.“
Die Aktion „Essen auf Rädern“ gibt
es bereits seit 1974 - derzeit
werden täglich mehr als 200
Portionen ausgeführt. „V or kurzem
haben wir auf ein neues Transport-
system umgestellt, so wurde die
Qualität noch einmal erhöht“, so
die Stadträtin.

Der Jugendbereich
Im Rahmen der Jugendförderung
werden rund 40 Jugendvereine von
der Stadt mit 130.000,-- Euro jähr -
lich unterstützt.

Außerdem betreibt die Stadt mit
der Volkshilfe drei K inderhäuser
und bietet fast flächendeckend
Hort- und Tagesheimeinrichtungen
an den Schulen und Kindergärten.
Puschnig dazu: „Das gibt es in kaum
einer anderen Kommune.“
Abgerundet wird das Angebot durch
die Mutterberatung.

Frauen und Integr ation
Hier gab es vor kurzem erst eine
Neuerung, als erstmals der
„Integrationsbeirat“ tagte. „Dieses
Gremium soll das Zusammenleben
von In- und Ausländern fördern und
allfällige P robleme schon im Ansatz
lösen“, wie Gabi Puschnig erklärt.
Am 8. März veranstaltete die
Stadträtin erstmals einen Event
zum „Internationalen Frauentag“,
wo im Wiener Neustädter BORG ein
buntes Programm für viel Stimmung
sorgte und enorm viele Frauen
anlockte.
Ebenfalls zum Thema „Gleichbe-
rechtigung“ gehört der Fahrten-
dienst für gehbehinderte Menschen,
der 2002 eingeführt wurde und von
der Stadt jährlich gefördert wird.

Die Zukunftsprojekte
1. Sozialmarkt: Nach dem Vorbild
anderer Städte soll auch in Wiener
Neustadt ein so genannter „Sozial-
markt“ entstehen. Menschen mit
geringem Einkommen können dort
günstiger einkaufen. Derzeit ist
man auf der Suche nach einem
passenden Geschäftslokal.
2. Kinder- und Jugendgemeinderat:
Um die Kinder und Jugendlichen der
Stadt für Politik zu begeistern, soll
es eine enge Zusammenarbeit mit
den Schulen geben. Langfristig ist
die Installierung eines Kinder- und

Jugendgemeinderates geplant.
3. Frauenpass: Es wird überlegt,
eine kostenlose Gesundheitsbe-
ratung für Frauen einmal pro
Quartal anzubieten.
4. Girlsday: Einmal pro Jahr sollen
Mädchen die Möglichkeit bekom-
men, einen Tag lang in typische
Männerberufe hineinzuschnuppern.

Fazit
Abschließend fasst die SP-Stadträtin
die Herausforderungen der Zukunft
folgendermaßen zusammen: „Wir
haben mit einer extrem ange-
spannten Situation am Arbeitsmarkt
zu kämpfen und müssen außerdem
auf veränderte Familienstrukturen
Rücksicht nehmen. Dazu kommt die
steigende Zahl älterer Menschen.
Parallel dazu klafft die Schere
zwischen Arm und Reich immer mehr
auseinander. Deswegen sind kreative
Lösungen gefragt - so wie etwa der
Bernhard Müller Sozialfonds.
Glücklicherweise hat Wiener Neu-
stadt eine Vorreiterrolle in der
Sozialpolitik unseres Bundeslandes
übernommen. Die Allzeit Getreue ist
und bleibt die Sozialhauptstadt in
Niederösterreich.“

Stadträtin Gabi Puschnig: „Wiener Neustadt ist
und bleibt Niederösterreichs Sozialhauptstadt!“
Bilanz und Ausblick der SP-Politikerin - neue Impulse in allen Bereichen
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Gabriele Puschnig wurde am 27. Oktober 2005 zur neuen Stadträtin für
die Bereiche Soziales, Jugend, Integr ation und Fr auen gewählt. Anfang
März zog sie eine erste Bilanz und blickte in die Zukunft ihres Ressorts.
Die „Neustädter P erspektiven“ präsentieren Ihnen die wichtigsten
Vorhaben der engagierten P olitikerin.
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Bei der von Bürgermei-
ster Bernhard Müller
initiierten Umfrage
wurden insgesamt rund
270 Fragebögen an die
Unternehmer der In-
nenstadt ausgeteilt,
107 kamen ausgefüllt
retour.
Von diesen 107
Unternehmern ent -
schieden sich 56 gegen

eine Verlegung der
Gratis-Parkzeit von
Mittag in den Nachmit-
tag.
60 Wirtschaftstreiben-
de befürworteten hin-
gegen die Einführung
von so genannten Nach-
schiebekarten für die
drei Parkgaragen, die
den Unternehmern zum
Kauf angeboten werden.

Facts zur City-Umfrage

Seit 1. März ist das letzte Teilstück des Rings
(Eyerspergring) teilweise für den Individualverkehr
geöffnet. Zur Erinnerung: Bürgermeister Müller hat
im Herbst Verkehrsstudien in Auftrag gegeben, die
zeigen sollten, ob eine Ringöffnung durchführbar
und sinnvoll ist. Das Ergebnis: Aus verkehrstech-
nischer Sicht ist eine Totalöffnung mit massiven
Schwierigkeiten und Verkehrsbelastungen ver-
bunden. Aus diesem Grund entschied das
Stadtoberhaupt, den Ring täglich, von 19 bis 6 Uhr ,
sowie am Sonntag zu öffnen.
SP-Verkehrsstadtrat Dieter Kraupa: „Die ersten
Wochen zeigen, dass es die absolut richtige
Entscheidung war. Nur die ÖVP ignoriert weiterhin
die Expertisen der Fachleute und fordert etwas,
was nicht durchführbar ist.“

Ringöffnung ein Erfolg!

Müller: „Aktion für Garagen kommt im Juli!“
Anfang April präsentierte
Bürgermeister Bernhard Müller
die Ergebnisse der von ihm ini -
tiierten Umfr age unter den
Innenstadt-Unternehmern (F acts
dazu siehe Kasten oben).

Der Hintergrund
Nach Auslaufen der Aktion „1.
Stunde gratis“ in der Theater-
Garage und dem Parkdeck Ungar-
gasse Anfang des Jahres versprach
Bernhard Müller gemeinsam mit den
Unternehmern nach Lösungen zu
suchen, die für die Garagen neuen
Schwung bringen sollen.
Im Rahmen einer Umfrage wollte er
von den Wirtschaftstreibenden
wissen, ob sie Nachschiebekarten

von der Stadt kaufen würden, um
diese dann an ihre Kunden weiter -
zugeben. Die Kunden können sich so
Parkgebühren in den Garagen
ersparen.
Müller: „Der Rücklauf der Aktion
war mit 40 % sehr gut, wofür ich
mich recht herzlich bedanke. Die
Ergebnisse sind knapp, aber
dennoch geeignet, um die ent -
sprechenden Maßnahmen zu
setzen.“
Deswegen werden bis Anfang Juli
die Nachschiebekarten produziert
und die Automaten umgerüstet.
Außerdem werden Modelle für
Mengenrabatte für die Unter-
nehmer ausgearbeitet.
Der zweite Punkt der Umfrage ging

übrigens so aus, dass sich die
Gewerbetreibenden gegen eine
Verlegung der Gratis-Parkzeit in
den Kurzparkzonen von der
Mittagszeit in den Nachmittag aus -
sprachen. Somit bleibt die
bestehende Regelung (gratis von 12
bis 13.30 Uhr).

Weitere Themen
„Von den Unternehmern gab es auch
noch zahlreiche weitere V erbes-
serungsvorschläge, von denen man-
che schon in Umsetzung sind. So
erarbeiten wir gerade ein neues
Beleuchtungskonzept für den Haupt-
platz. Es werden sicher auch noch
andere Vorschläge umgesetzt“, ver -
sprach der Bürgermeister.




